
Förderung sozialistischer Beziehungen

Der Zielstellung des § 1 entsprechend werden in den 
§§ 2 bis 4 die wichtigsten Aufgaben des Zivilrechts 
genannt, die Ausdruck der gesellschaftsgestaltenden 
Funktion des Zivilrechts sind. Die weitere Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaft erfordert, zur Förde­
rung sozialistischer Gemeinschaftsbeziehungen beizu­
tragen und die von den Anschauungen der Arbeiter­
klasse geprägten Grundsätze der sozialistischen Moral 
im Verhalten und Handeln aller Bürger durchzusetzen. 
Aufgabe des Zivilrechts ist es, die von ihm geregelten 
Beziehungen als einen integrierenden Bestandteil der 
sozialistischen Gesellschaftsverhältnisse zu gestalten 
und in allen Bereichen seines Wirkens sozialistische 
Lebensgewohnheiten und Verhaltensweisen durchset­
zen zu helfen.
In dem Maße, wie das Zivilrecht dazu beiträgt, die 
Bürger zu befähigen, ihre Beziehungen bewußt in 
Wahrnehmung ihrer gesellschaftlichen Verantwortung 
zu gestalten, wie es hilft, die Bedürfnisse der Bürger 
zu befriedigen und ihre Persönlichkeit zu entwickeln, 
wird es seinem gesellschaftlichen Auftrag als sozia­
listisches Recht gerecht. Zugleich wird damit deutlich 
gemacht, daß die Trennung des bürgerlichen Rechts in 
private (zivilrechtliche) und öffentliche Beziehungen 
für das sozialistische Zivilrecht jegliche Bedeutung ver­
loren hat. Die vom Zivilrecht zu gestaltenden gesell­
schaftlichen Beziehungen haben eine große ökono­
mische und politische Bedeutung für das Leben jedes 
Bürgers und der gesamten Gesellschaft. Die Bedürf­
nisse der Bürger immer besser zu befriedigen ist 
Hauptinhalt der Tätigkeit aller staatlichen Organe, der 
Betriebe und gesellschaftlichen Organisationen und der 
Bürger selbst. In diesem Prozeß hat das Zivilrecht die 
Übereinstimmung der individuellen und kollektiven 
Interessen mit den gesellschaftlichen Erfordernissen zu 
sichern.

Gewährleistung des sozialistischen Leistungsprinzips

§ 3 hebt die wichtige Funktion hervor, die dem Zivil- 
recht bei der Durchsetzung des sozialistischen Lei­
stungsprinzips zukommt. Diese Funktion verwirklicht 
das Zivilrecht im Zusammenwirken mit anderen Rege­
lungen auf spezifische Weise. Grundlage und Voraus­
setzung für die immer bessere Befriedigung der mate­
riellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger ist die 
ständige Mehrung und der Schutz des sozialistischen 
Eigentums. Damit wird die bestimmende Rolle des 
sozialistischen Eigentums als ein Grundprinzip des 
sozialistischen Zivilrechts deutlich. Nach dem Maß 
seiner für die Gesellschaft geleisteten Arbeit bestimmt 
sich der Anteil des Bürgers an dem Fonds, der für die 
individuelle Konsumtion bestimmt ist. Die Bemessung 
der Arbeitsleistung und ihr Niederschlag im Lohn oder 
Gehalt ist Aufgabe des Arbeitsrechts oder LPG-Rechts. 
Das Zivilrecht hat zu sichern, daß der Bürger diesen in 
Geldform erhaltenen Anteil in Waren und Dienstlei­
stungen und anderen Gebrauchswerten entsprechend 
seinen individuellen Wünschen realisieren kann. Es 
regelt, wie er durch den Austausch Ware gegen Geld 
persönliches Eigentum erwirbt und durch die verschie­
denen zivilrechtlichen Verträge und die damit erwor­
benen Güter und Leistungen seine materiellen und 
kulturellen Lebensbedingungen in der Familie gestal­
ten kann. Die Sicherung der Äquivalenz in. den Aus­
tauschbeziehungen, die reale Erfüllung von Verträgen 
sowie die Verantwortlichkeit für rechtswidrige Scha­
denszufügung sind unter diesem Aspekt wichtige 
Instrumentarien des Zivilrechts zur Gewährleistung 
der Einhaltung und des Schutzes des sozialistischen 
Leistungsprinzips.

Schutzfunktion des sozialistischen Zivilrechts

§ 4 hebt schließlich als weitere wichtige Aufgabe die 
Schutzfunktion des sozialistischen Zivilrechts hervor. 
Es verpflichtet alle Bürger und Betriebe, sich in ihren 
gegenseitigen Beziehungen verantwortungsbewußt zu 
verhalten und Schäden und Gefahren von anderen 
Bürgern und Betrieben abzuwenden. Besonderes An­
liegen des Gesetzes ist es dabei, vorbeugend zu wirken 
und durch umsichtiges Handeln die sozialistische 
Gesellschaft und ihre Mitglieder vor Schäden zu be­
wahren. Die sich daraus ergebenden Pflichten und 
Rechte werden insbesondere im Fünften Teil des Ent­
wurfs konkret ausgestaltet, aber auch in anderen Tei­
len wird diesem Prinzip Rechnung getragen.

Aufgaben der staatlichen Organe
Von großer Bedeutung für die Durchsetzung des Zivil­
gesetzbuchs in der Praxis sind die in § 5 festgelegten 
Aufgaben der staatlichen Organe. Durch diese Bestim­
mung wird das enge Verhältnis zwischen der staat­
lichen Leitung und Planung der Versorgungsbeziehun­
gen und dem eigenverantwortlichen Handeln der 
Bürger und Betriebe deutlich gemacht und damit eine 
weitere wichtige Aussage über das Wesen des sozia­
listischen Zivilrechts getroffen.
Die Gestaltung der zivilrechtlichen Beziehungen durch 
das Zusammenwirken von Bürgern und Betrieben ist 
in vielfältiger Weise mit staatlichen Leitungsmaßnah­
men verknüpft und von ihnen abhängig. Lohnpolitik, 
Preisgestaltung, Verteilung des Wohnraums und des 
Warenfonds, Entwicklung des Handelsnetzes und 
andere Leitungsmaßnahmen des sozialistischen Staates 
sind entscheidende Voraussetzungen für ein wirksames 
zivilrechtliches Handeln der Bürger. Aufgabe des Zivil­
rechts ist es, auf der Grundlage einer engen Verzah­
nung mit der Gesamtheit der staatlichen Leitungsmaß­
nahmen dem eigenständigen Handeln der Bürger und 
Betriebe in den Zivilrechtsbeziehungen den größten 
gesellschaftlichen und individuellen Effekt zu sichern.
In diesem Rahmen ist die Eigenverantwortung der 
Zivilrechtssubjekte zu verstehen und als Hebel zur 
Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bevölkerung wirksam einzusetzen. Das sozialistische 
Zivilrecht grenzt sich damit bewußt von allen Theorien 
der Privatautonomie und anderen ähnlichen Auffas­
sungen ab, die von einer absoluten Freiheit des einzel­
nen in bezug auf die Gestaltung seiner privaten Ver­
hältnisse ausgehen und dies zum Kriterium für das 
Wesen des Zivilrechts machen wollen. Das sozialistische 
Zivilrecht regelt keine privaten, sondern bedeutsame 
gesellschaftliche Verhältnisse. Es beruht — wie unser 
gesamtes Recht — auf dem Prinzip des demokratischen 
Zentralismus, auf der Verbindung der zentralen Lei­
tung der gesellschaftlichen Entwicklung mit der schöp­
ferischen Initiative und dem eigenständigen Handeln 
der Bürger.
Dieser prinzipielle Zusammenhang wird in § 5 deutlich 
gemacht, der deshalb in das Erste Kapitel der Grund­
sätze aufgenommen worden ist. Die Leitungsentschei­
dungen der staatlichen Organe bilden die Grundlage für 
die Tätigkeit der Betriebe und für die Versorgung und 
Betreuung der Bevölkerung. Die Ausgestaltung der 
sich daraus im einzelnen ergebenden Aufgaben, Rechte 
und Befugnisse der staatlichen Organe ist nicht Auf­
gabe des Zivilrechts, sondern der anderen Rechts­
zweige. Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zu­
sammenhang die entsprechenden Regelungen im Gesetz 
über die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe 
in der DDR vom 12. Juli .1973 (GBl. I S. 313), wie sie in 
den Grundsätzen dieses Gesetzes (§ 2 Abs. 3) und dif­
ferenziert für die Bezirke in den §§ 25 f., für die Kreise
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